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Antwort 
 
der Landesregierung 

auf die Kleine Anfrage 3224 vom 9. Dezember 2019  
des Abgeordneten Marcus Pretzell   FRAKTIONSLOS 
Drucksache 17/8086 
 
 
 
Neutralitäts- und Mäßigungsgebot von beamteten Staatssekretären 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Das Bundesbeamtengesetz sowie das Beamtenstatusgesetz verpflichten Beamte, sich in ihrer 
Amtsführung unparteiisch bzw. neutral zu verhalten. Ebenso erlegt es ihnen ein Mäßigungs-
gebot bei politischen Betätigungen auf.  
 
Am 29.11.2019 schrieb die Staatssekretärin für Integration im Ministerium für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen über den Kurznachrichtendienst 
Twitter folgende Mitteilung: 
 

„Weiß wieder mal nicht, was Schlimmer ist: Die schrecklichen Messerattacken in #Lon-
don & #DenHaag mit Toten & Verletzten od das, was hier abgeht: Nicht der Fokus auf 
die Opfer, sondern die Frage nach der Täterherkunft, verbunden mit der Hoffnung, ei-
genes Weltbild bestätigen zu können?“ 
 

Sie bezieht sich hiermit auf die mutmaßlich terroristische Messerattacke vom gleichen Tag in 
London und eine weitere Messerattacke in Den Haag. Der Attentäter von London war ein ver-
urteilter islamistischer Terrorist, welcher zuvor auf Bewährung aus der Haft entlassen wurde.  
 
Zwar verwendet die Staatssekretärin am Ende ihrer Nachricht ein Fragezeichen, dennoch läuft 
sie mit ihrer Botschaft in ihre eigene Falle. Denn mit gleichem Recht könnte man mutmaßen, 
dass sie selbst die Opfer ausnutzt, um jene Menschen, die völlig undifferenziert den „Kampf 
gegen Rechts“ zur Staatsdoktrin erklären, in ihrem Weltbild zu bestätigen. Es soll ihr an dieser 
Stelle keine Absicht unterstellt werden, aber einer politikerfahrenen Staatssekretärin muss 
diese Gefahr bekannt sein, wenn man sich bewusst entscheidet, komplexe und in diesem Fall 
auch noch unglaublich tragische Ereignisse mit 280 Zeichen auf Twitter zu kommentieren.  
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Die Staatsekretärin unterschlägt damit, bewusst oder unbewusst, mehrere wichtige Aspekte. 
Es gibt einen gewissen Anteil in der deutschen Bevölkerung, der unsere freiheitlich-demokra-
tische Grundordnung ablehnt und aus dieser Motivation heraus Opfer von Anschlägen, Unglü-
cken etc. für seine politischen Zwecke instrumentalisiert. Diese Personen gibt es sowohl im 
rechts- als auch linksextremen Spektrum, dieses Handeln ist jedoch keinesfalls zwingend an 
eine politische Überzeugung gebunden. Darüber hinaus ignoriert sie zwei sehr banale 
menschliche Eigenschaften. Ein Mensch ist kognitiv und geistig nicht in der Lage, über jede 
menschliche Tragödie gleichermaßen zu trauern, weil er damit einfach überlastet wäre. Hinzu 
kommt ein grundlegendes Sicherheitsbedürfnis. Zusammengenommen kann das erklären, 
warum Kommentatoren in Deutschland tendenziell das eigene Sicherheitsbedürfnis in den Fo-
kus nehmen. 
 
Was die Staatssekretärin ebenfalls gänzlich ausblendet, ist die Tatsache, dass es beim Thema 
Gewalttaten, bezogen auf Deutschland und Europa, sehr wohl einen statistischen Zusammen-
hang zwischen Straftaten und Herkunft gibt.  
 
Die Bundeszentrale für politische Bildung weist für 2018 einen Bevölkerungsanteil von Aus-
ländern ohne deutsche Staatsangehörigkeit von 12,1% (9,9 Mio.) aus1.  
 
Der Tagesspiegel, welcher sich auf die polizeiliche Kriminalitätsstatistik des Bundeskriminal-
amtes für 2018 beruft, berichtet in einer Mitteilung vom 30.07.20192, dass für das Jahr 2018 
708.380 nicht deutsche Tatverdächtige registriert wurden. Dies entspreche 34,5 Prozent aller 
Tatverdächtigen. Bezogen auf die Gewaltkriminalität seien es 38,6%, bei den darunterfallen-
den Tatbeständen Mord, Totschlag und Tötung auf Verlangen seien es 43%, bei Raubdelikten 
40,6%, beim sexuellen Missbrauch von Kindern 19,1%.  
 
Darüber hinaus ist mittlerweile bekannt, dass diese allgemeinen Zahlen sich hier je nach Her-
kunftsland bzw. Region stark unterscheiden. Diese Statistiken sind natürlich nur eine Nähe-
rung. Es wird jedoch klar, dass der Anteil an Tatverdächtigen ohne deutsche Staatsangehö-
rigkeit zum Teil drastisch über ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung liegt. Gerade bei den 
oben genannten Straftatbeständen ist es wohl nicht vermessen anzunehmen, dass Menschen, 
die in archaischen Gesellschaften, ohne wirtschaftliche Perspektive, ohne einen funktionieren-
den Rechtsstaat nach westlicher Vorstellung aufgewachsen sind und dann zu uns kommen, 
häufiger mit unserem Recht in Konflikt geraten.  
 
An dieser Stelle soll nochmal explizit angemerkt werden, dass es sich um statistische Zusam-
menhänge handelt und keinesfalls pauschal Menschen aus bestimmten Ländern oder Kultu-
ren unter einen Generalverdacht gestellt werden dürfen.  
 
Es ist jedoch schon perfide und populistisch zu nennen, wenn die Staatssekretärin mit ihrem 
Beitrag andeutet bzw. mutmaßt, dass die vielen Menschen, die basierend auf Fakten (in die-
sem Fall sogar staatlichen Zahlen) um ihre Sicherheit in Deutschland und Europa bangen, 
lediglich ihr vermeintlich „rechtes“ Weltbild bestätigen wollten.  
 
 
Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration hat die Kleine Anfrage 3224 
mit Schreiben vom 6. Januar 2020 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem 
Minister des Innern beantwortet.  
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1. Wie bewertet die Landesregierung, insbesondere der zuständige Minister, die 
Aussage seiner Staatssekretärin auf inhaltlicher Ebene?  

 
Die von Frau Güler ausschließlich als Privatperson getätigten Aussagen werden von der Lan-
desregierung nicht kommentiert. 
 
 
2. Betrachtet die Landesregierung, insbesondere der zuständige Minister, diese Äu-

ßerungen als vereinbar mit der Neutralitätspflicht und dem Mäßigungsgebot für 
Beamte?  

  
3. Betrachtet die Landesregierung, insbesondere der zuständige Minister, die allge-

meine Aktivität der Staatssekretärin in sozialen Medien wie dem Kurznachrichten-
dienst Twitter als vereinbar mit der Neutralitätspflicht und dem Mäßigungsgebot 
für Beamte?  

 
4. Legt die Landesregierung bei der Bewertung der Vereinbarkeit von Aussagen mit 

der Beamtengesetzgebung, besonders mit Blick auf Neutralitätspflicht und Mäßi-
gungsgebot unterschiedliche Maßstäbe an, abhängig davon aus welchem politi-
schen Spektrum die Äußerungen getätigt werden?  

 
Die Fragen 2 bis 4 werden zusammen beantwortet:  
 
Wie bereits bei der Beantwortung bisheriger diesbezüglicher Kleiner Anfragen wird darauf hin-
gewiesen, dass Frau Staatssekretärin Güler ihre Social-Media-Accounts ausschließlich als 
Privatperson führt. Zur Frage des Neutralitätsgebots und der Meinungsfreiheit hat sich die 
Landesregierung in diesem Zusammenhang bereits bei der Beantwortung der Kleinen Anfra-
gen 656 (LT-Drs. 17/1944), 744 (LT-Drs. 17/1979) und 873 ausführlich verhalten (LT-Drs. 
17/2278). 
 


